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Wer auseinem
Nicht−EU−Mitgliedstaat

kommt undin Luxemburg
studieren will, muss Geld
undstarke Nerven haben.
Die hiesige Wohnungsnot

wird schnell zur
existenziellen Bedrohung.

Wirklich zum Feiern dürfte
François Carbon nicht zumute
sein, dabei hat "Wunnraum fir
Studenten" diesen Herbst Ge-
burtstag. Seit zehnJahrenschon
vermittelt der Präsident des ge-
meinnützigenVereins Zi mmer an
StudentInnen, in Wohnheime mit
soillustren Namen wie"Number
One", "Socrates" oder "Lucilin-
burhuc" oder bei Privatfamilien.
Wenn ... welche da sind. Waren
esindenAnfangsjahrender Asbl
62 Anfragen, die zu bewältigen
waren, soist diese Zahl mittler-
weileauf über2.000angestiegen.
Die BewerberInnenkommenvon
überall her: 42 Nationalitätenle-
ben in den verschiedenen Stu-
dentenhäusern. Die Zi mmer der
Wohnraum−Initiative sind be-
gehrt. Mit Preisen zwischen 200
und375 Eurosindsie oft billiger
als Angebote auf dem freien
Markt und zudem wesentlich
besser ausgestattet.
"Es werden von Jahr zu Jahr
mehr Studienbewerber. Wir kön-
nen etwa 600 Anfragen positiv
beantworten", sagt François Car-
bon. Diese StudentInnen und
PraktikantInnen verteilen sich
auf die 102 Wohnhei mzi mmer
sowie 150 Privatadressen, mit
denen der Verein zusammenar-
beitet. Alle anderen erhalten ei-
ne Absage.

Quasi−Aufnahmestopp
"Die Ablehnung kann für aus-

ländische StudentInnen, die
nicht aus einem EU−Mitglieds-
staat kommen und keine aner-
kannten politischen Flüchtlinge
sind, existenzbedrohende Kon-
sequenzenhaben. Denndas Aus-
ländergesetz von 1972 sieht vor,
dass jeder Ausländer eine feste
Wohnadresse haben muss, um
eine auf ein Jahr befristete Auf-
enthaltsgenehmigung zu erhal-
ten. "Man bekommt keine 'auto-
risation de séjour' ohne
Wohnadresse. Undichkann mei-
nerseitskeineAdressegebenoh-
ne Aufenthaltsgenehmigung",
beschreibt Carbon den Teufels-
kreis, in demsich viele Auslän-
derInnen befinden. Imvergange-
nenJahrlagen demVereinallein
120 Anfragen von afrikanischen

StudentInnen vor. Da die Heime
aber nach demPrinzipeiner Art
"Nationenquote" funktionieren,
und bereits 16 BewerberInnen
aus Kamerun, Kongo, Marokko,
Tunesien und anderswo ange-
nommen wurden, gilt für Studis
aus Afrika quasi ein Aufnahme-
stopp.
"Wenn wir uns auf demfreien
Markt bewerben, wird uns oft
die Tür vor der Nase zuge-
macht", erklärt ein Betroffener
gegenüber der woxx, der seinen
Namen nicht genannt haben
will. Argwohn gegenüber Frem-
den und Vorurteile besonders
gegenüber Dunkelhäutigen er-
schwerten die Wohnungssuche
auf dem ohnehin desolaten
Wohnungsmarkt zusätzlich. Für
jemanden, der oder die aber
binnen einer Frist eine feste
Wohnadresse vorweisen muss
und andernfalls die ersehnte
Aufenthaltsgenehmigung nicht
bekommt, ein großer Druck.
Werden doch Privatzi mmer ge-
funden, sinddiese meist dreckig
und mit über 300 Euroauchviel
zuteuer. Hinzukommen weitere
Kriterien, die AnwärterInnen
aus demAusland das Studieren
in Luxemburg erschweren. Ne-
beneiner Kopie des Rückflugtic-
kets zählen hierzu eine Voraus−
Immatrikulationsbescheinigung,
ein Sozialversicherungszertifi-
kat, ein Nachweis, den Lebens-
unterhalt während des ge-
samten Studiums selbst bestrei-
ten zu können sowie eine Bank-
garantiein Höhe von 2.200 Euro
(vorher 2.479). Geld, das für die
obligatorische "Rückführung"
bei abgeschlossenem oder ab-
gebrochenemStudiumblockiert
wird, das aber sogar eher wohl-
habendeausländische Bewerbe-
rInnen häufig benötigen, um
die hohen Lebenshaltungskos-
ten während der vier− bis fünf-
jährigen Studienzeit tragen zu
können.

Erstesausländisches
Studi−Komitee
"Wir brauchen mehr Wohn-

raum und mehr finanzielle Un-
terstützung", sagt ein afrikani-
scher Student. Die erste auslän-
dische Studenteninitiative
Luxemburgs, das "Comité des
étudiants africains au Luxem-
bourg", hat sichjetzt in Briefen
an die verschiedenen Ministe-
rien gewandt. Darin stehen kon-
krete Vorschläge: Zuallererst die
nach einem eigenen Status für
ausländische Studierende, ohne
die fatale Koppelung der Unter-
bringung an die Aufenthaltsge-
nehmigung. DazudieEinführung
eines Wohngeldsfür alleStuden-
tInnen unabhängig von der
Staatsangehörigkeit, wie es be-
reitsinFrankreichexistiert, eine
Ausweitung der Stipendien auf
finanziell bedürftige und eine
Lockerung des geltenden abso-
luten Arbeitsverbots. Vorschlä-
ge, diein Nachbarländernlängst
Realität sind. In Deutschland
beispielsweise wurde StudentIn-
nen aus Nicht−EU−Mitgliedstaa-
ten das Jobben erneut erleich-
tert. Diese dürfen dort ab die-
sem Wintersemester 180 halbe

Tage i mJahr arbeiten statt wie
bisher 90. DieFlexibilisierungist
Folge des Fachkräftemangels:
Mit ihr sollen deutsche Univer-
sitäten für wissenschaftlichen
Nachwuchs aus Überseeinteres-
santer werden. Anstrengungen
werden auch bei der Unterbrin-
gung der Studierendengemacht.
"Servicepakete" mit Wohnplatz-
garantie sollen "die interna-
tionale Attraktivität des Studien-
landes Deutschland" steigern,
heißt es in einer Pressemittei-
lung des des Deutschen Studen-
tenwerkes.
Von solchen Zusagen kann

François Carbon nur träumen.
Zwar haben die Stadt Luxem-
burg, der Fonds du logement
und eine Privatperson insge-
samt rund 50 neue Wohnungen
zugesagt, doch viel muss noch
geschehen, umdieaktuellenStu-
dienanwärterInnen unterzubrin-
gen. Von künftigen BewerberIn-
nen an der geplanten neuen Uni
Luxemburgganz zuschweigen.
Auch eine bessere Informa-

tionsarbeit von Botschaften und
Behörden verlangen die Studen-
tInnen. Es passiert i mmer wie-
der, dass BewerberInnen aus
Übersee erst bei ihrer Ankunft
i m Großherzogtum alle Bedin-
gungen für einen Studienaufent-
halt erfahren. Sogar die Websei-
ten des "Centre universitaire"
und des "Institut Superieur de
technologie" informieren nur
spärlich. Von den hohen Unter-
haltskosten und der Wohnungs-
not kein Wort. Auf Initiative der
StudentInnen hin sollen die Ein-
richtungenerstmaligdiesesJahr
Briefe an BewerberInnen mit
entsprechenden Informationen
versandt haben.
Wie so oft, kommt mit Europa

− und wohl auch mit den Uniplä-
nen − in dieses stiefkindliche
Dossier all mählich Bewegung:
Eine interministerielle Arbeits-
gruppe befasst sich neuerdings
mit Fragenrund ums Thema Uni
und AusländerInnen. Hinter ver-
schlossenen Türen diskutieren
Vertreter und Vertreterinnen
aus Justiz−, Arbeits−, Außen− und
Hochschulministerium über
einen Entwurf der EU−Kommis-
sion zum Status ausländischer
Studierender. Der Richtlinienent-
wurf sieht Aufenthalts− und Mo-
bilitätserleichterungen für Stu-
dentInnen aus Nicht−EU−Mit-
gliedsstaatenvor. Vorgeschlagen
wirdetwaeine begrenzte Freizü-
gigkeit "tofacilitatethe pathway
for those pursuing studies in a
number of Member States". Da-
mit wird demFakt Rechnung ge-
tragen, dass viele Studiengänge
inzwischen auch Aufenthalte in
anderen Ländern zum Beispiel
für ein Praktikumvorsehen. Die
Frage einer europaweit einheitli-
chen begrenzten Arbeitserlaub-
nis wird ebenfalls debattiert.
Und, ob ein Teil der Bankgaran-
tie nicht künftig an die Studie-
renden für deren Lebensunter-
halt ausgezahlt werdensollte, je-
den Monat sozusagenals Grund-
versorgung.
Bis zum Sommer nächsten

Jahres werden sich die hiesigen
StudentInnen aber mindestens
noch gedulden müssen, dass
sich etwas an ihrem jetzigen
Status ändert. Bis dahin näm-
lich werden die Vorarbeiten
auf europäischer undaufluxem-
burgischer Ebene dauern. Denn
wie sagte ein Beamter aus dem
Justizministerium: "Es macht
keinen Sinn, das Rad neu zu er-
finden."

Ines Kurschat

Marchéspublics
Celafait pl us d' un an que la commission parlementaire
des travaux publics est en trai n de retravailler le projet
de loi sur les marchés publics. Une des pierres
d' achoppement: la questi on si oui ou non le Fonds de
logement doit tomber sous le régi me de la l oi qui
prévoit (après une i nterventi on de la Cour des comp-
tes) que tous les établissements publics doivent
soumissionner selon les règles qui s' appli quent pour
l' Etat l ui−même. Dans une première phase, la commis-
si on avait suppri mé l' excepti on prévue pour le Fonds,
mais après un entretien avec Daniel Miltgen, le direc-
teur de cet établissement, elle était revenue sur cette
décisi on. L' oppositi on officielle du Conseil d' Etat et i n-
formelle de la Chambre des Métiers (qui elle crai nt la
distorsi on du pri nci pe de la concurrence) avaient eu
pour suite qu'il y a quel ques semaines, la commission
s' était repenchée sur l' article. La propositi on de prévoir
une excepti on non pas spécifi quement pour le Fonds,
mais pour tous les maîtres d' ouvrage qui créent des
logements sociaux n' a fi nalement pas été retenue: jeu-
di dernier, la majorité CSV−DP aretenu l' excepti on pour
le Fonds de Logement, contre les voix du POSL et
l' abstenti on des Verts et du ADR. A voir si le dernier
mot dansl' histoire a été dit.

Kein umweltmedizinischesInstitut
Die Regierung spricht sich gegen ei ne Gesetzesi nitiati-
ve des grünen Abgeordneten Jean Huss aus, die auf
die Schaffung eines "I nstitut nati onal de Santé Environ-
nementale" abzielt. Ei nerseits sei die Regierung dabei,
grundsätzlich den Nutzen so genannter "établissements
publics" zu überprüfen, andererseits habe es i n der
letzten Zeit durchaus Fortschritte i m Bereich der Um-
weltmedizi n gegeben. So sei geplant, i nnerhal b der "Di-
rection de la Santé" ei ne eigenständi ge Abteil ung i n
diesem Sinne zu schaffen. Allerdi ngs wird diese "Divi-
si on" ei ne all gemei ne Kompetenz erhalten, während die
labortechnischen Untersuchungen und Auswertungen
wie bislang demStaatslaboratori umanvertraut werden.
Dabei hatte die Gesetzesi nitiative von Jean Huss gera-
de zum Ziel, die zum Teil verstreuten Kompetenzen i n
Sachen Umweltmedizi n zu bündel n. Ei n unabhängiges
I nstitut hätte auch mehr Möglichkeiten zur Sel bsti nitia-
tive. Doch die Regierung blockt ab: Sie sieht hier ei ne
Gefahr der "Atomisierung", ja sogar des Konkurrenz-
neids zwischen ei nem solchen I nstitut und anderen
Strukturen, etwa der Umweltverwaltung. Deshal b soll
es bei der direkten Unterordnung unter dem Gesund-
heitsministeri um blei ben. Wenn schon Kompetenzge-
rangel, dann soll es wenigstens direkt zwischen zu-
ständi gen Ministern stattfi nden ...

Loi électorale: les manquementsde M. Wolter
"La montagne a accouché d' une souris" –c' est le cons-
tat du député Camille Gira (Déi Gréng), membre de la
commission parlementaire de l'i ntérieur, au sujet de la
réforme de la l oi électorale en cours. Au cours d' une
conférence de presse mercredi, les Verts ont résumé
les 50 amendements qu'ils ont i ntroduits au projet de
loi déposé par M. Wolter. Acôté du plaidoyer pour une
circonscri pti on uni que ai nsi que de la remise en ques-
ti on du panachage et del' obli gation de vote, "Déi Gréng
revendi quent une loi électorale qui favorise la partici-
pati on politi que de toutes les catégories de la popula-
ti on. C' est ai nsi qu'ils veulent abaisser l' âge électoral
pour les jeunes et i ntroduire des quotas pour assurer
la présence des femmes sur les listes électorales.
Quant àla partici pati on des personnes non l uxembour-
geoises, la députée Renée Wagener a caractérisé de
scandaleuxle fait que, d' après le projet Wolter, les pre-
mières électi ons munici pales ouvertes aux non−com-
munautaires seraient celles de 2017. Selon elle, il faut
viser les prochai nes électi ons, tout comme pour l'i n-
troducti on de la double nati onalité. "Puisqu'il y a un
large consensus, qu' attendons−nous? Notre proposi-
ti on deloi est sur table depuis 2001."
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